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Unterstützung der Tafelläden durch Abschluss eines gebüh-

renfinanzierten Werbevertrages 

Sehr geehrter Herr Kopp, 

verbindlichen Dank für Ihre E-Mail vom 11.11.2014. 

Die Fraktion der Freien Wähler schlägt vor, mit den Tafelläden im 

Entsorgungsgebiet des Landkreises Esslingen einen Werbevertrag 

abzuschließen, der Leistung und Gegenleistung des AWB einerseits 

und der Tafelläden andererseits regelt. Gegenstand des Werbever-

trages soll die Regelung sein, dass die Tafelläden Werbepartner des 

AWB sind. Der AWB soll aufgrund des Vertrages u.a. das Recht er-

halten, im Müll-ABC, auf der Homepage und auch auf anderen We-

gen Werbung mit der Unterstützung der Tafelläden zu machen. Wel-

che Leistungen im Einzelnen im Werbevertrag vereinbart werden 

sollen, bleibt dabei offen. 
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Sie baten um Prüfung, ob die Kosten eines solchen Werbevertrages gebühren-

fähig wären.  

Um das Ergebnis der Prüfung vorweg zu nehmen: Die Kosten eines solchen Wer-

bevertrages, mit dem Werberechte des AWB unter Nennung der Unterstützung 

der Tafelläden oder die Verpflichtung der Tafelläden, Werbung für den AWB zu 

betreiben (Aufhängen von Plakaten, Auslegen von Informationsbroschüren, Aus-

legen des Abfallkalenders), vereinbart werden, sind nicht gebührenfähig. Auch 

andere Fördermaßnahmen wie etwa die Gebührenbefreiung der Tafelläden für 

die Inanspruchnahme der Leistungen der öffentlichen Abfallentsorgung können 

nicht aus dem allgemeinen Gebührenaufkommen der öffentlichen Einrichtung 

Abfallentsorgung finanziert werden. 

Dazu im Einzelnen: 

1. Ausgangspunkt der Prüfung ist § 14 KAG. Nach § 14 Abs. 1 KAG dürfen 

Gebühren höchstens so bemessen werden, dass die nach betriebswirt-

schaftlichen Grundsätzen insgesamt ansatzfähigen Kosten (Gesamtkosten) 

der Einrichtung gedeckt werden. § 14 Abs. 1 KAG regelt das Verbot einer 

Kostenüberdeckung (Rieger, in Driehaus (Hrsg.), Kommunalabgabenrecht, 

Stand März 2014, § 6 Rn. 562). Gebührenfähig sind gem. § 14 Abs. 1 KAG 

die nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ansatzfähigen Kosten der 

Einrichtung. Primäre Voraussetzung der gebührenrechtlichen Ansatzfähig-

keit ist danach, dass es sich um Kosten handelt, die im Zusammenhang mit 

den von der öffentlichen Einrichtung erbrachten Leistungen anfallen. Es 

muss sich um betriebsbedingte Kosten handeln. Als betriebsbedingt kön-

nen nur solche Kosten verstanden werden, die durch die Leistungserstel-

lung der öffentlichen Einrichtung verursacht sind oder für solche Neben- und 

Zusatzleistungen entstanden sind, die mit der eigentlichen Leistungserstel-

lung in einem ausreichend engen Zusammenhang stehen (St. Rspr. siehe 

etwa VGH Baden-Württemberg, NVwZ-RR 2000, 710, VBlBW 1996, 382).  

2. Dass über Gebühren nur die betriebsbedingten Kosten für die Leistungser-

stellung finanziert werden können, ergibt sich auch aus dem Gebührenbe-
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griff. Gebühren sind öffentlich-rechtliche Geldleistungen, die aus Anlass in-

dividuell zurechenbarer, öffentlicher Leistungen dem Gebührenschuldner 

auferlegt werden und dazu bestimmt sind, in Anknüpfung an diese Leistung 

deren Kosten ganz oder teilweise zu decken. Aus dem der Benutzungsge-

bühr eigentümlichen Austauschverhältnis, in dem sich Leistung und Gegen-

leistung gegenüberstehen, folgt, dass die Gebührenschuldner nur mit Kos-

ten belastet werden dürfen, die mit der Inanspruchnahme der öffentlichen 

Einrichtung in dem erforderlichen engen Sachzusammenhang stehen (VGH 

Baden-Württemberg, Urteil vom 31.05.2010 – 2 S 2423/08 – juris Rn. 71).  

3. Der Gesetzgeber hat den engen betriebswirtschaftlichen Kostenbegriff des 

KAG dadurch „aufgeweitet“, dass in § 18 Abs. 1 KAG einzelne Kostenarten 

und Aufwendungen genannt werden, die nach der ausdrücklichen Rege-

lung in § 18 Abs. 1 gebührenfähig sind. Diese Kostenansätze werden in der 

Rechtsprechung eher eng interpretiert, da sie den engen Begriff der Leis-

tungserstellung aufweiten. § 18 Abs. 1 Nr. 3 a regelt, dass bei der Erhebung 

von Gebühren für die Benutzung der öffentlichen Abfallentsorgung bei der 

Gebührenbemessung auch die Kosten der Beratung und Aufklärung über 

Abfallvermeidung und Abfallverwertung berücksichtigt werden sollen. Kos-

ten der Beratung und Aufklärung sind danach grundsätzlich gebührenfähig. 

Mit Beratung und Aufklärung über Abfallvermeidung und Abfallverwertung 

sind Maßnahmen gemeint, durch die den Zielsetzungen des Abfallrechts, 

insbesondere der Abfallvermeidung und Abfallverwertung Rechnung getra-

gen werden soll (Gössl, in Gössl/Reif Kommunalabgabengesetz für Baden-

Württemberg, Stand Juni 2013, § 18 Anm. 3). Zu den Kosten der Beratung 

und Aufklärung über Abfallvermeidung und Abfallverwertung gehören z.B. 

die Kosten für den Abfallkalender (Erstellung und Verteilung) oder Kosten 

für das Abfall-ABC, aus dem die Benutzer der öffentlichen Abfallentsorgung 

entnehmen können, wie Abfälle vermieden bzw. ordnungsgemäß entsorgt, 

d.h. vorrangig verwertet werden. Auch Informationsveranstaltungen, plakat-

gestützte Hinweise auf (neue) Möglichkeiten, Abfälle getrennt zu überlas-

sen, um sie einer Verwertung zuzuführen, fallen unter den Begriff der Kos-

ten der Beratung und Aufklärung über Abfallvermeidung und Abfallverwer-
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tung. Gleiches gilt für Maßnahmen, wie etwa das Verschenken von Vesper-

dosen oder Stofftaschen, mit denen ein Anreiz zur Müllvermeidung geschaf-

fen wird, oder die Unterstützung einer „Tausch- oder Verschenkbörse“ für 

Gebrauchtartikel. Auch Kosten für Hinweise auf Abfallentsorgungseinrich-

tungen, Abfallvermeidungsmöglichkeiten oder Abfallverwertungsmöglich-

keiten auf den betriebseigenen Fahrzeugen fallen unter die Kosten der Be-

ratung und Aufklärung über Abfallvermeidung und Abfallverwertung. 

 Hinweise darauf, dass der AWB soziale Einrichtungen, wie die Tafelläden 

finanziell unterstützt, sind keine Maßnahmen der Beratung und Aufklärung 

über Abfallvermeidung und Abfallverwertung, sondern ein Hinweis auf die 

Verwendung von Gebührenmitteln zu gebührenfremden Zwecken. Räumen 

die Tafelläden dem AWB als Gegenleistung für Zahlungen vertraglich das 

Recht ein, auf dem Briefkopf des AWB, im Müll-ABC, auf der Homepage 

oder auf Informationsplakaten auf eine Förderung der Tafelläden durch den 

AWB hinzuweisen, sind die dafür aufgewandten Kosten keine Kosten der 

Beratung und Aufklärung über Abfallvermeidung und Abfallverwertung. Sie 

stehen auch in keinem hinreichend engen Sachzusammenhang mit der ei-

gentlichen Leistungserstellung der Abfallentsorgung oder mit Maßnahmen 

der Abfallberatung und Aufklärung über Abfallvermeidung und Abfallverwer-

tung. Der Hinweis auf die Unterstützung der Tafelläden informiert weder 

über Vermeidungs- noch über Verwertungsmöglichkeiten. Es werden auch 

keine Anreize geschaffen, Abfälle zu vermeiden oder z.B. durch Getrennt-

sammlung einer Verwertung zuzuführen.  

 Verpflichten sich die Tafelläden, für den AWB bzw. Maßnahmen der Abfall-

vermeidung und Abfallverwertung in den Tafelläden zu werben, z.B. indem 

der Abfallkalender, das Abfall-ABC des AWB ausgelegt oder Informations-

plakate des AWB aufgehängt werden, können diese Maßnahmen bei einem 

weiten Verständnis noch als Maßnahme des AWB der Beratung und Auf-

klärung über Abfallvermeidung und Abfallverwertung eingeordnet werden. 

Bezahlungen des AWB an die Tafelläden hierfür wären jedoch gleichwohl 

nicht gebührenfähig, da Aufwendungen des AWB für solche Maßnahmen 

nicht erforderlich sind. Ich verweise insoweit auf meine Stellungnahme vom 
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24.10.2014. Dabei ist zu berücksichtigen, dass der AWB in öffentlichen Ein-

richtungen die Möglichkeit hat, entsprechende Informationsplakate sowie 

den Abfallkalender und das Abfall-ABC unentgeltlich aufzuhängen bzw. auf-

zulegen. Hinzu kommt, dass entsprechende Werbemaßnahmen in den Ta-

felläden nur einen sehr engen Adressatenkreis erreichen. Zahlungen des 

AWB an die Tafelläden für solche Abfallberatungs- und Aufklärungsmaß-

nahmen wären deshalb als nicht gebührenfähige Kosten der Unterstützung 

der Tafelläden einzuordnen. 

4. Auch zu dem vorgeschlagenen Werbevertrag komme ich deshalb zu dem 

Ergebnis, dass dadurch ausgelöste Kosten nicht gebührenfähig sind. Der 

Vorschlag, in den Informationsmaterialien des AWB (Briefkopf, Müll-ABC, 

Homepage) auf eine Unterstützung der Tafelläden hinzuweisen, wäre ein 

Hinweis auf die Verwendung von Gebührenmitteln für gebührenfremde 

Zwecke. Die Mittel würden für Zwecke verwendet, die keinen hinreichend 

engen Sachzusammenhang zur Leistungserbringung der Abfallentsorgung 

aufweisen. Auch im Übrigen sind keine (werbliche) Leistungen der Tafellä-

den ersichtlich, für die der AWB Kosten aufwenden kann, die gebührenfähig 

sind. Bezogen auf Werbemaßnahmen folgt dies auch daraus, dass für die 

Benutzung der Abfallentsorgungseinrichtungen ein Anschluss- und Benut-

zungszwang besteht. Die Inanspruchnahme der öffentlichen Abfallentsor-

gungseinrichtung kann deshalb nicht durch Werbemaßnahmen „gesteigert“ 

werden. 

5. Auf die Folge der Einstellung von Kosten in die Gebührenkalkulation, die 

nicht gebührenfähig sind, habe ich bereits in meinem Schreiben vom 

07.11.2014 hingewiesen. Zur Vermeidung von Wiederholungen verweise 

ich darauf.  

6. Gebührenrechtlich zulässig sind Zahlungen des AWB an die Tafelläden nur 

dann, wenn von diesen Leistungen erbracht werden, die in einem unmittel-

baren Sachzusammenhang mit der Leistungserbringung der Abfallentsor-

gung stehen. Denkbar wäre etwa die Sammlung von Altpapier durch Mitar-

beiter der Tafelläden im Rahmen der Vereinssammlungen. Denkbar wäre 
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auch die Übernahme von Leistungen, für die der AWB bereits bislang Kos-

ten aufwendet, wie etwa Leistungen der Verteilung der Abfallkalender an 

die Haushalte.  

Für weitere Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Andrea Vetter 
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